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Beklagten und Revisionsklägger°

Der 40„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf
die mündliche Verhandlung vom 40 Mai 1972 durch

Bundesriohter Dr„ B r o o k e
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr° B u r d e n s k i 9
Bundesriohter H e n n i g 3
Bundessozialrichter M e c k e s und

Bundessozialrichter S t e f f e n '

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision des Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Itzehoe vom 490 November 4970
wird als unbegründet zurückgewiesen°

Der Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Klägerin ist die Witwe des am 4„ November 4968 ver—

storbenen Schachtmeisters Karl Kill (Ko)„ Dieser bezog

Orundrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um (zuletzt) 400 v„H„ und Berufsschadensausgleicho Aus—
gleichsrente und Ehegattenzuschlag wurden nicht gewährt°

Bei der Berechnung der vom Einkommen abhängigen Leistungen

rechnete das Versorgungsamt Heide in dem Bescheid vom 40°

August 4967 neben einer Rente aus der gesetzlichen Rentenver—

sicherung vom 4° Oktober 4966 an einen Unterhaltsanspruch

des Ko gegenüber seiner Ehefrau in Höhe von monatlich
905—— DM an° Dieser Bescheid wurde bindend° Bei einer Über—

prüfungv die durch das Landesversorgungsamt (LVersorgA)

Schleswig—Holstein am 27„ Mai 4968 durchgeführt wurde‚ ere

gab sich, daß die Anrechnungbines Unterhaltsanspruchs gegen

die Ehefrau nicht berechtigt war„ Das Versorgungsamt
(VersorgA) fertigte darauf

von Amts wegen mit Datum vom

27° September 4968 einen Zugunstenbescheid nach 5 40 Abso4

des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) und legte diesen

dem LVersorgA zur Zustimmung vor„ Die Zustimmung wurde am

470 Oktober 4968 erteilt„ Nach dem Ausführungsbescheid vom
30„ Oktober 4968 ergab sich eine Nachzahlung von insgesamt

40425„—— DM° Die Bescheide vom 270 September 4968 und 300

Oktober 4968 wurden am 5° November 4968 zur Post gegeben;

sie konnten dem am 4„ November 4968 verstorbenen Ko aber
nicht mehr zugestellt werden°

Mit Schreiben vom 460 Dezember 4968 teilte das VersorgA

Heide der Klägerin mit? daß die Bescheide nicht mehr recht°_

wirksam geworden seien° Durch Bescheid vom 60 &uni 4969

lehnte das VersorgA die Erteilung eines Zugunstenbescheides
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an die Klägerin ab° Der Widerspruch war erfolglos

(Widerspruchsbescheid des LVersorgA Schleswig—Holstein vom

28„ Oktober 4969)„

Das Sozialgericht(80) Itzehoe hat durch Urteil vom 49° No—

vember 4970 den Beklagten_verurteilt‚ einen neuen Bescheid

dahingehend zu erteilen‚ daß der Klägerin als gesamthände—

rischer Rechtsnachfolgerin die nach dem Bescheid vom 50°

Oktober 4968 errechnete Rentennachzahlung von 40’2594— DM

auszuzahlen ist° In den EntscheidungSgründen ist ausgeführt?

die Verwaltung habe die Anrechnung des Unterhaltsanspruchs

von monatlich 90‚—— DM als fehlerhaft erkannt gehabt; sie

sei daher verpflichtet gewesen‚ im Rahmen einer fehlerfreien

Ermessensentscheidung nach 5 40 Abs° 4 VeerG diesen rechts—

widrigen Zustand zu beseitigen° Diese Rechtsposition‚ die

zunächst dem Beschädigten Ko zugestanden habe‚ sei auf die

Klägerin als gesamthänderische Rechtsnachfolgerin gemäß 5 4922
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) übergegangen„ Auch beding—

te oder künftige Rechte sowie bloße Anwartschaften bzwc Rechts—

positionen gingen auf den Erben über„ Die Klägerin sei daher

berechtigt„ vom Beklagten den Erlaß eines Zugunstenbescheides

zu verlangen° Der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

— BSG — (Urteil vom 270 September 4968 — 8 RV 945/66) könne

insoweit nicht gefolgt werden; sie führe zu einen nicht über—

zeugenden Ergebnis° Habe nämlich der Verstorbene zufällig

vor seinem Tode noch einen Zugunstenbescheid beantragt gehabt?

so gelangten seine Erben in den Genuß der begünstigenden Re—

gelung° Führe die Behörde aber von Amts wegen eine Berichti—

gung durch? so solle diese zugunsten der Erben nicht gelten„

Dieses Ergebnis sei schon deshalb nicht gerechtfertigt, weil

ein besonderer Antrag nach 5 40 Abs„ 4 VeerG überhaupt nicht
erforderlich sei„

Das SG hat die Berufung zugelassen° Der Beklagte hat unter
Beifügung einer Einverständniserklärung der Klägerin am
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250 Dezember 1970 Sprungrevision eingelegt und diese mit
einem Schriftsatz vom 219 Januar 1971 begründete

Der Beklagte beantragt)

das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom
190 November 1970 aufzuheben und die Klage

abzuweisenc

In seiner Revisionsbegründung rügt er eine Verletzung des
@ 40 VeerG sowie der 55 54 Abs° 2 und 151 Abs„ 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und führt dazu insbesondere
aus? Verwaltungsakte bedürften zu ihrer Wirksamkeit der

amtlichen Bekanntgabe an den unmittelbar Betroffenen (Adres—

saten); die für Ko bestimmten Bescheide seien daher nicht

mehr wirksam geworden° Bei der Vorbereitung des Zugunsten—

bescheides‚ der Zustimmung des LVersorgA und der Fertigung

des Ausführungsbescheides handele es sich um behördeninterne

Vorgänge„ aus denen dem Berechtigten noch keine öffentlich—

rechtlichen Ansprüche erwachsen„ Die Klägerin könne nicht

als Berechtigte igSo des @ 40 VeerG angesehen werden; sie

könne daher nach dem Tode ihres Ehemannes nicht die Ertei—

lung eines Zugunstenbescheides an sich verlangen° Nach

5 40 VeerG könne die Verwaltung■zugunsten des Berechtigten
jederzeit einen neuen Bescheid erteilen„ Die Erben seien

de2„ wie das BSG bereits entschieden habe? nur dann "Berech—

tigte“ i„S° dieser Vorschrift‚ wenn der Erblasser noch zu
seinen Lebzeiten den Erlaß eines Zugunstenbescheides bean—

tragt habe° Dies habe Ko unstreitig nicht getan° Rechts—

positionenv wie z°B° Reflexrechte oder das Recht auf fehler—

freie Ermessensausübung9 könntenhicht vererbt werden? weil

es sich hier noch nicht um Anwartschaftsrechte aus einem

konkreten Rechtsverhältnis9 sondern lediglich um Reflexe

des Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung handele‚

die noch nicht zu einem subjektiv — öffentlichen Recht

..5_
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erstarkt seien° Das VersorgA sei bereit gewesen, einen

gesetzwidrigen Zustand zu beseitigen; die beabsichtigte

Zugunstenregelung habe auch einer fehlerfreien Ermessens—

ausübung entsprochen° Bine Neuregelung sei aber nur in

bezug auf den Versorgungsanspruch des K„ beabsichtigt ge—

wesen; dieser Versorgungsanspruch habe mit dem Tode des Ko

sein Ende gefunden° Die Klägerin habe aus dem Versorgungs—

anspruch ihres Ehemannes kein klagbares Recht geerbt; ein

gesetzwidriger Zustand ihr gegenüber bestehe nicht°

Die Klägerin beantragt,

die Revision des Beklagten als

unbegründet zurückzuweisen°

Sie hält die angefochtene Entscheidungiünzutreffend°

II

Die Sprungrevision ist gemäß 5 464 SGG statthaft; das SG

hat die an sich nach S 448 Nr° 2 SGG ausgeschlossene Berufung

zugelassen (5 450 Nr„ 4 SGG); der Beklagte hat eine Einwilli—

gungserklärung der Klägerin vorgelegt° Die Sprungrevision.

ist auch sonst zulässig3 weil der Beklagte sie frist— und

formgerecht eingelegt und begründet hat (55 464„ 466 SSG)°

Sachlich konnte sie jedoch keinen Erfolg haben°

Zuwischen den Beteiligten besteht kein Streit darüber9 daß

die Anrechnung eines Unterhaltsanspruchs des K° gegen seine

Ehefrau unberechtigt und der ursprüngliche Bescheid vom

40° August 4967 daher unrichtig war„ Der Beklagte hat im

Revisionsverfahren ausdrücklich bestätigt‚ daß insoweit ein

gesetzwidriger Zustand vorgelegen hat und daß er bereit ge—

wesenist9 diesen Zustand durch Erteilung eines Zugunstenbe—

scheides an den Beschädigten Ko zu beseitigen° Die Klägerin
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hat Einwendungen gegen die Höhe des nachzuzahlenden Be—

trages nicht erhoben° Der Senat konnte daher davon aus—
geheng daß der Unterhaltsanspruch zu Unrecht angerechnet
worden war und daß die jetzige Berechnung des Beklagten

richtig ist°

Die Beteiligten streiten lediglich darüber; ob die Klägerin

als Erbin die Erteilung des für ihren verstorbenen Ehemann

vorbereiteten und mangels Bekanntgabe (Vgl° @ 27 VeerG)

nicht mehr Wirksam gewordenen (vgl„ BSG 7, 8; Urteil BSG
vom 480 Februar 4960 in BVBl 4960, 477) Zugunstenbescheides

naeh 5 40 Abs° 4 VeerG an sich verlangen kann„ Nach die—

ser Vorschrift kann die Verwaltungsbehörde zugunsten des
Berechtigten jederzeit einen neuen Bescheid erteilen° Die

Entscheidung des Rebhtsstreits hängt davon ab? wer als
”Berechtigter" ioS„ des 5 40 Abs„ 4 VeerG anzusehen ist°

Der erkennende Senat hat hierzu bereits entschieden (so
Urteil vom 220 Januar 4965 in BSG 227 240)? daß "Berech—

tigter" i°S„ des 5 40 Abs° 4 VeerG nur derjenige ist?
dessen Versorgungsanspruch durch den ursprünglichen Bescheid

ganz oder teilWeise nicht richtig festgestellt ist; seine
Erben seien daher nicht "Berechtigte"° Der Senat hat dabei.

ausgesprochen? mit dem Zugunstenbescheid solle (@ 40 Abs„4
VeerG) oder müsse (@ 40 Abs° 2 VeerG) das dem Versorgungsä

berechtigten mit dem früheren Bescheid zugefügte Unrecht

beseitigt werden„ Nach Wortlaut„ Sinn und Zweck des 5 40
VeerG könne demnach als Berechtigter dieser Vorschrift

nur derjenige angesehen werden? der schon früher nähh

materiellem Re0ht selbst Versorgungsberechtigter war9 es
aber dem früheren Bescheid naeh fälschlich nicht geworden
ist° Die Beschränkung des Antragsrebhts auf den"Berech—
tigten” in 5 40 Abso 2 VeerG mache es deutlibh„ daß nicht
auch jedem Dritten„ der jetzt ein Recht zu haben glaube?

ein Antragsrecht eingeräumt werden sollteo Wenn das Gesetz
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auch anderen Personen? doh° den Erben„ ein Antragsrecht

hätte einräumen wollen‚ dann hätte es sich mit der übli—

‚chen Fassung "auf Antrag" ohne weiteren Zusatz begnügt°

Diese Rechtsprechung hat der 8° Senat des BSG (Urteil
Vom 27„ September 4968 in SozR VeerG Nr° 45 zu 5 40) da—

hin weiterentwickelt‚ daß "Berechtigte" i„So des % 40 Abso4
VeerG die Erben eines Beschädigten dann sein können9 wenn

dieser noch vor seinem Tode die Erteilung eines Zugunstenbe—

scheides beantragt hatten Das BSG hat sich dabei von der

Erwägung leiten lassen? daß im Erbfall das Vermögen des Erb—

lassers als Ganzes auf den oder die Erben übergeht (@ 4922

BGB)„ Vererblich sind Vermögensrechte und — unter gewissen
Voraussetzungen — auch Befugnisse und Ansprüche° Zu den ver—

erblichen Rechten gehören auch Ansprüche aus öffentlich—recht—

lichen Rechtsverhältnissen„' Sie sind aber nur insoweit ver-

erblich9 als sie von dem unmitelbar Berechtigten noch zu sei—

nen Lebzeiten erhoben sind; denn ein dem Vermögen zurechen—

barer Anspruch entsteht erst dann‚ wenn der Berechtigte die

ihm persönlich gebotene Möglichkeit? unter bestimmten Vor—

aussetzungen eine Rente oder eine höhere Rente fordern zu
können‚ geltend gemacht und dies in rechtserheblicher Weise

zum Ausdruck gebracht hat (vgla BSG aaO)o

Diesem Eall‚in dem der Berechtigte noch selbst einen Antrag

auf eine Zugunstenregelung gestellt hade‚ muß der Fall gleich»

erachtet werden? in dem die Versorgungsbehörde noch zu Lebn
zeiten des Versorgungsberechtigten die Unrichtigkeit der _

früheren Entscheidung erkannt und alle Maßnahmen getroffen

hat‚ um eine Berichtigung im Wege des Zugunstenbescheides

vorzunehmen‚ diese jedoch wegen des Todes des Beschädigten

deshalb nicht mehr wirksam werden konnte? weil die Zustellung

des gefertigten Zugunstenbescheides unmöglich geworden war°
Nach 5 40 Abs° 4 VeerG ist die Verwaltungsbehörde auch ohne

Antrag Verpflichtet„ von Amts wegen einen neuen Bescheid zu
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erteilen? wenn ein früherer Bescheid zweifelsfrei zum
Nachteil des Beschädigten gegen das Gesetz verstößtn

Zwar handelt es sich bei 5 40 Abs° 4 VeerG um eine Er—
messensentscheidung ("kann")q Steht jedoch feste daß ein

früherer‚ bindend gewordener Bescheid unrichtig ist? so

besteht für die Versorgungsbehörde keine Wahl‚ entweder

zugunsten des Beschädigten nach 5 40 Abs„ 4 VeerG einen

neuen Bescheid zu erteilen oder davon Abstand zu nehmen;

sie ist dann vielmehr verpflichtet‚ einen der materiellen

Rechtslage entsprechenden neuen Bescheid zu erteilen (vgl°

Urteil des erkenhenden Senats vom 440 März 4967 in BSG 269

446 = SozR Nr° 40 zu 5 40 VeerG mit weiteren Hinweisen)„

Der Beklagte weist zwar mit Recht darauf hin? daß es sich

bei der Prüfung der Frage‚ ob und in welchem Umfang ein
Zugunstenbescheid erlassen werden soll? zunächst nur um

"verwaltungsinterne " Vorgänge handelt° Er übersieht aber

im vorliegenden Fall? daß diese Prüfung bereits abgeschlos—

sen und die Versorgungsverwaltung selbst zu dem Ergebnis

gekommen war‚ daß die fehlerhafte Berechnung der Rente von

Anfang an richtiggestellt werden mußte° Darüber war der

Zugunstenbescheid (vom 27° September 4968) gefertigt? dem

LVersorgA zur Genehmigung vorgelegt und von diesem (am

470 Oktober 4968) genehmigt worden„ Gleichfalls noch vor

dem Tode des Berechtigten war auch der Ausführungsbescheid

vom 30„ Oktober 4968 gefertigt worden? aus dem sich die

Nachzahlung von 4„4259—— DM ergab° Die verwaltungsinternen

Vorgänge hattenßich demnach bereits zu einem bescheidmäßigen

Erkenntnis verdichtet9 bei dem lediglich noch die Bekannt—

gabe an den Berechtigten ausstand„ Hinsichtlich dieses

fehlenden Formalaktes war weiter zu berücksichtigen‚ daß

die frühere starre Vorschrift des 5 27 Abs° 4 VeerG‚ wonach
Besoheidea die eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten — das

trifft für den Zugunstenbescheid vom 27° September 4968 zu —‚

..9_
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zuzustellen sind, beseitigt worden ist° Nunmehr schreibt

@ 27 Abs„ 4 VeerG (idF des Art° II des Dritten Neuord—

nungsgesetzes — 3° NOG — vom 28° Dezember 4966 — BGBl I

S° 750 —) lediglich vor‚ daß Bescheide und andere Verwal—

tungsakte demjenigen "bekanntzugeben" sind? an den sie sich

richten° In den Verwaltungsvorschriften (VV) zu 55 27 und

28 VeerG heißt es unter Ziff„ 4: "Die Bekanntgabe durch
ÜberSendung eines einfachen Briefes ist die Regel" (vgl°

auch Schönleiter/Hennig9 Gesetz über das Verwaltungsverfah—

ren der Kriegsopferversorgung‚ 2„ Aufl„ 4969? 55 279 28)„

Entsprechend ist auch im vorliegenden Fall verfahren werden°

Die erst nach dem Tode des Berechtigten — also verspätet —
vorgenommene Bekanntgabe ließ zwar den Bescheid diesem gegen—

über nicht mehr wirksam werden (vgl° BSG 79 8); trotz der Un—

möglichkeit der Bekanntgabe des Zugunstenbescheides war aber

in der Person des Beschädigten ein Anwartschaftsrecht ent—

standen? das mit seinem Tode auf den bzw° die Erben überging°

Ein 1‘«.ntrag.J der i„S° der oben zitierten Bechtsprechung des

BSG erst ein vererbliches Anwartschaftsrecht entstehen läßt‚

ist jedenfalls dann nicht mehr erforderlich und muß als

überflüssig angesehen werden? wenn die Verwaltung bereits

von Amts wegen tätig geworden ist, ihren früheren Fehler

erkannt und den entsprechenden Zugunstenbescheid vor dem

Tode des Beschädigten gefertigt hat° Ein etwaiger Antrag des

Beschädigten9 den dieser vor seinem Tode‚ aber nach einer

bereits verwaltungsinternfbeabsichtigten und abgeschlossenen

Zugunstenregelung nach 5 40 Abs° 4 VeerG stellen würde‚

wäre nämlich — sofern vom Beschädigten keine weitergehenden
Ansprüche geltend gemacht würden — durch die voraufgegange—

nen abgeschlossenen Maßnahmen der Verwaltung überholt und
somit gegenstandslos°

Dabei bedarf es im vorliegenden Fall keiner Entscheidung

darüber‚ ob jede verwaltungsinterne Überprüfung ein An—'

wartschaftsrecht entstehen läßt‚ bzw° von welchem Abschnitt
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_ 40 _

des Verwaltungsverfährens
an ein solches Anwartschaftsrecht

angenommen werden mußo Jedenfalls ist in Fällen der vor—

liegenden Art7 in denen bis auf die Bekanntgabe an den Be—
schädigten sämtliche Akte des Verwaltungsverfahrens abge—

schlossen sind‚ ein besonderer Antrag des Beschädigten ‘

nicht mehr erforderlich, um für ihn ein "Anwartschafts—

recht auf Erteilung eines Zugunstenbescheides" entstehen

zu lassen‚ welches nach seinem Tode auf den Erben übergeht„

Dessen Rechtsstellung ist derjenigen im Rahmen des 5 40 V

Abs° 4 VeerG gleichzustellen‚ die sich daraus ergibt? daß

der Beschädigte einen Antrag auf Erteilung eines Zugunsten—

bescheides noch zu seinen Lebzeiten gestellt hat„ Der

Senat setzt sich mit dieser Auffassung nicht? wie das SG

zu meinen scheint, in Widerspruch zu der früheren Recht—

sprechung des BSG, sondern entwickelt sie in sinnentspre—

ohender Weise fort„ Der vom erkennenden Senat am 220 Januar

4965 entschiedene Fall (BSG 22‚ 240) war nämlich dadurch

gekennzeichnet‚ daß zu Lebzeiten des Beschädigten weder

die Verwaltung tätig geworden war noch der Beschädigte

selbst einen Antrag gestellt hatte‚ also bis zu dessen Tode

von keiner Seite aus erkannt worden war, daß die früher er—

teilten Bescheide möglicherweise hätten unrichtig sein

können; vielmehr hatten erst nach dem Tode des Beschädigten

seine Erben einen Antrag auf Erteilung eines Zugunstenbe-

scheides gestellt° Bei dieser Sachlage konnte von einem

vererblichen "Anwartschaftsrecht" des Beschädigten nicht

gesprochen werden‚ denn — entgegen der Auffassung des SG —
kann von einer auf den Erben übergehenden Anwartschaft

solange noch nicht gesprochen werden„ als weder die Ver—

sorgungsbehörde noch der Beschädigte die Unrichtigkeit

einer früheren Entscheidung erkannt und die jeweils erfor—

derlichen Maßnahmen getroffen hat„ Eine allein aus dem

Regelungsinhalt des 5 40 Abs° 4 VeerG herzuleitende "Rechts—

position" des Beschädigten gibt es nicht; sie kann daher
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auch nicht auf einen Erben übergehen°

Ist somit davon auszugehen? daß K“ im Zeitpunkt seines Todes

eine "Anwartschaft" auf Erteilung eines Zugunstenbescheides

'erlangt hatte? so ist das SG im Ergebnis zutreffend davon

ausgegangen? daß die Klägerin als Erbin "Berechtigte" LS°

des 5 40 Abs„ 4 VeerG geworden ist° Bei dieser Rechtslage

brauchte nicht erörtert zu werden? ob die Klägerin unter dem

Gesichtspunkt der unzulässigen Rechtsausübu■g die Erteilung

eines Zugunstenbescheides verlangen kann, weil der an K° ge—

richtete Zugunstenbescheid nebst Ausführungsbescheid der

Klägerin unmittelbar nach dem Tode ihres Ehemannes noch zu—

gegangen war"

Das SG hat den Beklagten zur Erteilung eines neuen Beschei—

des verurteilt und gleichzeitig ausgesprochen‚ welchen Inhalt

dieser Bescheid haben muß‚ nämlich die Auszahlung von 401259— DM

an die Klägerin° Gegen diese Tenorierung könnten Bedenken be—

stehens da die Erteilung.eines Zugunstenbescheides grundsätz—

lich in das Ermessen der Versorgungsverwaltung gestellt ist°

‘Diese ist jedoch bei der Vorbereitung und Fertigung des Zu—
gunsténbesoheides selbst davon ausgegangen? daß ein gesetz—
widriger Zustand vorlag‚ den sie bereit war zu beseitigeno

In der Revisionsbegründung hat der Beklagte nämlich bestätigt?

daß — nur — die beabsichtigte Zugunstenregelung einer fehler—

freien Ermessensausübung entsprochen hat° War aber der Beklag—

te„ weil der frühere Bescheid unrichtig war„ verpflichtet,

einen neuen Bescheid zu erteilen (vgl° BSG 26‚ 1ü6), und kam

aufgrund der materiellen Rechtslage nur ein Bescheid mit
‘

einem bestimmten Inhalt in Betracht? dann konnte die Verpflichtung

dazu auch von dem SG ausgesprochen werden° Die Sprungrevision
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des Beklagten war daher zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG°
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